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Den Funktionären unseres Freiheits- 

bundes einen besonderen Dank für ihren 

Einsatz im abgelaufenen Jahre.
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Faschistische Justiz
OS. Es ist seit jeher ein alter deutscher 

Rechtsgrundsatz, daß kein Strafgesetz 
rückwirkend in Kraft treten darf. Der 
faschistischen Diktatur blieb es überlas­
sen, diesen Rechtsgrundsatz erstmalig zu 
verletzen, um politisch bedingte Strafen 
verhängen und- Handlungen bestrafen zu 
können, die erst im Interesse der Dikta­
tor zu „Straftaten" erklärt worden waren.

Die Zonenjustiz ist diesem Beispiel ge­
folgt. Auf Grund der sich ständig ver­
schärfenden Auseinandersetzung mit dem 
Widerstand der Bevölkerung überläßt 
das SED-Regime die Definierung von 
konkreten Tatbeständen vorwiegend der 
„Volks"-Justiz, indem es nur noch Rah­
menbestimmungen und das ungefähre 
Strafmaß festlegt. Damit ist es auch der 
Parteijustiz überlassen, rückwirkend 
Straftatbestände festzulegen.

Wenn man auch der eigenen Verfas­
sung wenig Beachtung zukommen läßt, 
so sah sich die Zonenregierung doch ver­
anlaßt, diese offensichtlich verfassungs­
widrige Rechtspraxis irgendwie zu be­
mänteln. Im Artikel 135 der Verfassung 
heißt es ausdrücklich:

„Strafen dürfen nur verhängt werden, 
wenn sie zur Zeit der Tat gesetzlich 
angedroht sind."

Die Einweisung von ehemaligen Grenz­
gängern in Arbeitshaftlager und die Ver­
hängung von Aufenthaltsbeschränkungen 
auf einen bloßen Verdacht hin sind mit 
diesem Verfassungsgrundsatz nicht in 
Einklang zu bringen. Den Zonenjuristen 
fiel es aber nicht schwer, auch dafür eine 
Begründung zu finden. In einem inzwi­
schen veröffentlichten Gutachten, das sich 
ausschließlich mit dieser Frage befaßt, 
wird von der „Überwindung des Nazis­
mus, Faschismus und Militarismus" ge­
sprochen, unter die jeder Widerstand 
gegen die SED falle. Damit ist jeder 
Willkür freie Fahrt gegeben. In dem 
Gutachten heißt es u. a.:

„Dennoch erweist sich die Berufung 
auf das Rückwirkungsverbot zugun­
sten faschistischer Kriegs- und 

Menschlichkeitsverbrecher als pro­
vokatorisch und rechtlich unbegrün­
det."

Damit sind mit einem Satz Rechtsgrund­
sätze hinweggefegt. Mit dem Hinweis 
zum Beispiel, daß die sogenannten 
Grenzgänger den „Bonner Militarismus" 
unterstützt hätten, ist für diese Menschen 
jede Strafmöglichkeit und auch jedes 
Strafmaß möglich und zulässig. Der 
ebenfalls in diesem Zusammenhang oft 
geübte Verstoß gegen den Zonen veig^ 
fassungsartikel 8 (Unverletzlichkeit d^0 
Wohnung) wird ebenfalls so begründet.

Die damit verbundene Definierung 
eines neuen Strafrechts als Strafrecht 
eines „höheren Typus" bedeutet nichts 
anderes, als eine völlige Gleichschaltung 
mit dem stalinistischen Strafrecht der 
UdSSR vor allem der Jahre 1930 bis 
1954, wie es bereits beim „Friedensschutz­
gesetz" bis in den vollen Wortlaut prak­
tiziert wurde. Daß die Idee der Gerech­
tigkeit auch dem staatlichen Strafrecht 
Grenzen setzen muß, wird überhaupt nicht 
mehr zur Kenntnis genommen, übrig 
bleibt eine „Gesetzlichkeit", die allein 
das reibungslose Funktionieren des zen­
tral gesteuerten Machtapparates sichert. 
Die Rechtsbegriffe „Vorbereitung, Ver­
such, Vollendung" werden vor allem bei 
politischen Delikten überhaupt nicht mehr 
unterschieden.
Ein treffendes — für uns erschütterndes 
— Beispiel ist die Anwendung der Strc^A 
justiz auf Jugendliche. Das SED-Regim^^ 
glaubt hier, eine potentielle Gefahr ein­
dämmen zu können und verurteilt Ju­
gendliche auch bei geringfügigen Taten 
mit schwersten Freiheitsstrafen. Das Ju­
gendgerichtsgesetz von 1952 sanktionierte 
bereits diese Entwicklung, die in der 
jetzigen Zeit einen besonderen Höhe­
punkt erreicht hat. Während die Kom­
munisten aber in der Vergangenheit nur 
in Einzelfällen (z. B. Verurteilung von 
FLADE) zu solchen Mitteln griffen und 
sie als Abschreckung benutzten, sind nun­
mehr solche Verurteilungen zur Massen­
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erscheinung, zur Regel geworden. Der an­
gebliche Schutz der „Ordnung und Gesell­
schaft" wird dem früher noch erwähnten 
„Erziehungszweck" einer Verurteilung zu 
geringen Strafen vorangestellt — die 
Höchststrafe ist Trumpf.

Nach der Spruchpraxis des Obersten 
Gerichts muß in bestimmten Fällen, bei 
denen auch nur der geringste Verdacht 
politischer Beweggründe besteht, immer 
die Höchststrafe erreicht werden, und da­
bei darf auf die Jugend des angeblichen 

Täters keine Rücksicht genommen 
werden. Nach einer weiteren geheimen 
Anweisung an die Richter schließt die 
Zugehörigkeit zu bestimmten Gesell­
schaftskreisen (Kinder der sogenannten 
bürgerlichen Intelligenz) befeits eine be­
sondere Gefährdung des Staates ein. Da­
mit erhält das gesamte Strafrecht eine 
weitere radikale Politisierung. Die Zonen­
justiz ist vollends zu einem von mehre­
ren Mitteln kommunistischen Massen­
terrors degradiert worden.

Grenzgänger in Rüdersdorfer Straffkolonne
. OS. Auf über 400 Mann wurde nach 

dem 13. August die Zahl der Zwangs­
arbeiter im sogenannten Haftarbeitslager 
Rüdersdorf bei Berlin gebracht, die dort 
im staatlichen „Kalk-, Zement- und Be­
tonwerk" mit Schwerstarbeiten beschäf­
tigt werden. Das Haftarbeitslager, das 
seit langer Zeit besteht, ist durch eine 
drahtbewehrte Steinmauer und Wach­
türme abgesichert.

Die über 100 Zugänge nach dem 
13. August setzen sich durchweg aus ehe­
maligen Grenzgängern zusammen, also 
Ostberlinern, die bis zur endgültigen 
Spaltung im Westen arbeiteten. Sie sind 
selbst von den übrigen Häftlingen isoliert 

und in besonderen „Strafarbeitskolonnen" 
zusammengefaßt, die ausschließlich mit 
schwersten Tiefbauarbeiten betraut sind.

Die ehemaligen Grenzgänger haben 
selbst nicht die geringen Vorteile wie zu­
sätzlichen Einkauf, die den übrigen Ge­
fangenen gewährt werden. Die unter 
Ausschluß des ordentlichen Rechtsweges 
verhängten Strafen der Grenzgänger sol­
len eine „Erziehungsmaßnahme zur 
Überwindung der imperialistischen Ideo­
logie" sein. Besonders frühere Angestellte 
sollen durch Entbehrungen und Mißhand­
lungen in Rüdersdorf dem physischen Zu­
sammenbruch nahe sein.

Morde schreien nach Sühne
— Entlang der Zonengrenze und 

entlang der die Berlin teilende Schand­
mauer herrschen bürgerkriegsähnliche Zu­
stände. Das Leben vieler westdeutscher 
und Westberliner Bürger ist, sofern sie 
sich diesen Kainszeichen Ulbricht'scher 
Willkürherrschaft nähern, unmittelbar 
bedroht. Bisher fielen mehr als 20 Men­
schen den Mordkugeln der Volkspoli­
zisten zum Opfer, unter ihnen der Chef­
reporter der „Westfälischen Rundschau", 
Kurt Lichtenstein, der nichts anderes 
wollte, als die Wahrheit zu erfahren. An 
der Berliner Schandmauer fixieren auf der 
westlichen Seite Gedächtnisstätten den 

qualvollen Tod geflüchteter Männer und 
Frauen, die sterben mußten, weil sie die 
Freiheit wählten.

Diese Verbrechen, begangen von irre­
geleiteten aufgehetzten Dienern des 
Zonenregimes, denen man jegliches Ge­
fühl für Menschenwürde genommen hat, 
verlangen nach Sühne. Gewiß können die 
Behörden der Bundesrepublik die Mör­
der unschuldiger Menschen zur Zeit nicht 
belangen, sie erfreuen sich noch des 
Schutzes des Ulbricht-Staates. Aber sie 
sollen die Gewißheit haben, daß ihre 
Handlungen nicht der Vergessenheit an­
heimfallen, wie manches ungesühnte
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Verbrechen zur Zeit des Dritten Reiches. 
So wurde das Justizministerium von Nie­
dersachsen im Einvernehmen mit den 
Justizministern aller Bundesländer be­
auftragt, diese Verbrechen zu registrie­
ren. Allein seit dem schwarzen 13. August 

sind von Dienern der Zonenbehörden 
50 Gewaltverbrechen begangen worden. 
Vielleicht wird es sich mancher Vopo, der 
die Hand schon am Drücker des Mord­
gewehrs hat, nun überlegen, in die Schar 
der Mörder einzutreten.

Polizeiverstärkung
OS. Die „Brigade Berlin", eine Spezial­

einheit der zonalen Bereitschaftspolizei, 
die maßgeblich bei der Abriegelung des 
Ostsektors beteiligt ist, wird gegenwär­
tig auf Divisionsstärke gebracht. Am 
13. August verfügte die Brigade über 
6 Abteilungen mit einer Ist-Stärke zwi­
schen jeweils 450 und 500 Mann. Die Ab­
teilungen werden zur Zeit auf eine Stärke 
von je 1000 Mann gebracht, wobei poli­
tische Zuverlässigkeit das erste Merkmal 

der Zugänge ist. Bewaffnet sind die Ein­
heiten mit MG, sowjetischen MP, sowje­
tischen Schnellfeuergewehren „KS" und 
Pistolen vom Typ „Markaroff". Die 6. A^^ 
teilung ist eine „schwere Abteilung" un^g 
mit Artillerie ausgerüstet. Die einzelnen 
Abteilungen sind vollmotorisiert und ver­
fügen über Panzerspähwagen. Der Auf­
gabenstellung und Kaderauslese wegen 
wird die „Brigade Berlin" von den Ber­
linern oft mit der SS verglichen.
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